
Forderungen & Argumente auf einen Blick:

Novellierung des Privatschulgesetzes: 
1. Rechtsanspruch auf Abdeckung der Kosten 
in Höhe der durchschnittlichen Kosten ande-
rer Schulen.
2. Autonomie der Schulen bei der Umsetzung 
ihrer jeweiligen pädagogischen Inhalte und 
bei der Auswahl/Ausbildung ihrer Lehrkräfte.

Impulse der Reformpädagogik sind unver-
zichtbar für Schulreformen.

Jedes Jahr erspart sich der Österreichische 
Staat durch die Eltern an freien Schulen über 
20 Millionen Euro. Wir Eltern wollen nicht län-
ger doppelt zur Kasse gebeten werden: Einer-
seits über Steuerleistungen für das staatliche 
Schulsystem UND durch Schulgelder von ca. 
300 Euro je Kind und Monat.

Auch für Eltern mit niedrigem Einkommen 
muss die Wahlfreiheit für die Schule ihrer Kin-
der gewährleistet sein.

Über 15.000 Unterschriften für die Bürgerinitiative “www.freieschulwahl.at”

Unerwartet großen Zuspruch findet die Elterninitiative der Schulen in freier Trägerschaft für ihre Forderung
“FREIE SCHULWAHL - JETZT”.
Über 7.500 Online-Unterstützungserklärung wurden bisher auf www.freieschulwahl.at abgegeben, die parallel
laufende Bürgerinitiative erhielt bis jetzt mehr als 15.000 Unterschriften. Diese werden am 6. April um 11.30
Uhr vor dem Parlament an Frau NR-Präsidentin Barbara Prammer überreicht. Zahlreiche Eltern, LehrerInnen
und SchülerInnen werden diese Übergabe begleiten und dabei eine Novellierung des Privatschulgesetzes
von 1962 fordern.
Der Text der Bürgerinitiative: “Der Nationalrat wird ersucht, das Privatschulgesetz in der Weise zu novellieren,
dass Schulen in freier Trägerschaft mit Öffentlichkeitsrecht einen Rechtsanspruch auf Abdeckung ihrer Kosten
haben in Höhe der durchschnittlichen Kosten anderer Schulen sowie 
dass Schulen in freier Trägerschaft volle Autonomie für die Umsetzung ihrer jeweiligen pädagogischen
Inhalte im Rahmen ihrer genehmigten Lehrpläne und Statuten genießen können.”

Schulen in freier Trägerschaft z.B. von Eltern erhalten zur Zeit nur ca. 20 % ihrer Kosten abgegolten, aktuell
drohen neue Kürzungen.
Damit wird Eltern mit niedrigem Einkommen die gesetzlich garantierte freie Schulwahl verunmöglicht.

Seit vielen Jahren fordern wir Eltern ein Ende der Diskriminierung unserer öffentlich-rechtlich anerkannten,
für alle zugänglichen und nicht gewinnorientierten Schulen. Eine breite Mehrheit von Schulexperten und
Bildungspolitikern unterstützt unsere Forderungen und sieht unsere Schulen als wertvolle Ergänzung und
Impulsgeber der österreichischen Bildungslandschaft.
Konkret fordern wir Eltern den am 6. April tagenden NR-Unterrichtsausschuss auf, die eingebrachten Anträge
zur fairen Behandlung freier Schulen sowie die Ergebnisse des Expertenhearings des Unterrichts-
Unterausschusses vom 1. Juli 2010 endlich umzusetzen. Das Privatschulgesetz von 1962 muss endlich den
Erfordernissen des 21. Jahrhunderts angepasst werden.

Aktuelle repräsentative Umfrage zu Schulen in Freier Trägerschaft

In einer österreichweiten Telefonumfrage (Sample 504 Befragte, Zeitraum 9.-25. März 2011) sprachen sich
73,6 % der Befragten für eine weitgehende Gleichbehandlung der Schulen in Freier Trägerschaft aus, 16,4 %
waren unentschieden, 9,4 % dagegen.
Dieses Ergebnis ist ein klares Bekenntnis zur Schulvielfalt und Wahlfreiheit der Eltern für die Schule ihrer
Kinder, wie es auch die europäische Grundrechtecharta im Art. 14 garantiert.

Es ist nicht einzusehen, dass wir Eltern für die Wahrnehmung unseres Schulwahlrechts doppelt zur Kasse
gebeten werden: Einerseits über unsere Steuerleistungen für das staaliche Schulsystem UND durch
Schulgelder von mehr als 300 Euro monatlich!

Rückfragehinweis: 
Elterninitiative www.freieschulwahl.at
Mag.Ing. Egbert Amann-Ölz
Tel. 0664/1776677
eltern@freieschulwahl.at

www.freieschulwahl.at

Die Notwendigkeit von Reformen

im österreichischen Bildungssystem ist unbestritten: 

Stark überdurchschnittliche Kosten bei mittlerem

Ergebnis; erstarrte Strukturen, die, wenn über-

haupt, nur mit ideologischen Scheuklappen disku-

tiert werden; frustrierte Eltern, SchülerInnen und

LehrerInnen; extreme Chancenungleichheiten je

nach sozialer Herkunft der SchülerInnen.

Die Fakten liegen auf dem Tisch, auch Reform-

vorschläge gibt es mehr als genug. Jedoch sind

diese häufig widersprüchlich, und schlimmer, sie

werden oft ideologisch beargwöhnt und so im

politischen Alltag diskreditiert.

Eine grundlegende Frage geht dabei unter:

Können Schulen durch flächendeckende einheit-

liche Regelungen von oben reformiert werden?

Oder sollen wir die Schulen “entfesseln” – ihnen

durch Autonomie ihre Handlungsfreiheit, Kreativi-

tät und Verantwortung zurückgeben?

Dies unter Beibehaltung der staatlichen Zu-

ständigkeit für Bildung – Festlegung der Rahmen-

bedingungen, Qualitätskontrollen und Finanzie-

rung sollen hauptsächlich Aufgaben des Staates

bleiben.

Welche Potentiale und Chancen, aber auch

Risiken in der “Entfesselung” der Schulen liegen,

diesem Thema möchten wir uns bei unserem

Symposium widmen. Möge die Übung gelingen.

Edgar Hernegger

EFFE TIROL

EFFE Tirol ist die Plattform der neun Tiroler Freien Schulen. 

Diese betreuen ca. 500 SchülerInnen sowie weitere 300

Kinder in vorschulischen Einrichtungen. Die pädagogi-

schen Ansätze sind vielfältig, allen gemeinsam ist das

Bestreben, das Wohl der Kinder in den Mittelpunkt zu stel-

len. Mit neuen zukunftsweisenden pädagogischen An-

sätzen und Innovationen waren die Freien Schulen in den

vergangenen 20 Jahren Vorreiter, vieles wurde zumindest

teilweise vom öffentlichen Schulsystem übernommen.

Diese Pionierarbeit bleibt von der öffentlichen Hand weit-

gehend unbedankt. In Summe der Bundes-, Landes- und

Gemeindeförderungen ist Tirol leider Schlusslicht in Öster-

reich, ca. 90% der Personal- und Infrastrukturkosten müs-

sen die Eltern bezahlen. Deshalb veranstaltet EFFE Tirol

am 6. Oktober die “Aktion Stiefmütterchen” und fordert:

SCHLUSS MIT DER STIEFMÜTTERLICHEN BEHANDLUNG!

Die Mitglieder von EFFE Tirol:

Freie Waldorfschule Innsbruck  Tel. 0512/563450

Montessorischule Innsbruck  Tel. 0512/361912

Lindenschule Sistrans Tel. 0512/360439

Jacoby-Schule Telfs  Tel. 05262/61345

Freie Montessorischule Stams  Tel. 05263/51421

Waldorfschule Kufstein  Tel. 05372/61068

Lernwerkstatt Zauberwinkl Wörgl  Tel. 05332/77160

Montessorischule Kitzbühel  Tel. 05352/64903

Schulwerkstatt Lienz Tel. 04852/67113

6. Oktober 2006
im

ZUKUNFTSZENTRUM TIROL

Innsbruck, Universitätsstr. 15a

ROU N D-TAB LE -D IALOG

der BildungsexpertInnen (15.00 Uhr)

P O D I U M S D I S K U S S I O N

der BildungspolitikerInnen (19.30 Uhr)

Veranstaltet von:

EFFE TIROL      ZUKUNFTSZENTRUM TIROL
“Schaffen wir ein Bildungswesen, das 

Leistung fördert, keinen ausschließt,

Freude am Lernen vermittelt und

selbst als lernendes System kreativ

und entwicklungsfähig ist. 

Setzen wir neue Kräfte frei, indem

wir bürokratische Fesseln sprengen.

Entlassen wir unser Bildungssystem in die

Freiheit!”
Altbundespräsident Roman Herzog, Deutschland

▼
▼

Das Zukunftszentrum Tirol beschäftigt sich mit den Arbeits-

und Lebenswelten der Zukunft. Forschung, Sensibilisierung

und die konkrete Projektentwicklung und -umsetzung sind

die Handlungsfelder. Durch die intensive Auseinanderset-

zung mit dem Kompetenzen-Denken, dem stärkenorien-

tierten Ansatz sowie der Entwicklung anwendungsfähiger

Produkte hat sich das Haus profiliert. Die Kompetenzwerk-

statt, ein stärkenorientiertes prozesshaftes Orientierungs-

verfahren für junge Menschen, wird bereits von 130 ausge-

bildeten LehrerInnen angewandt. Im ersten Halbjahr 2006

haben über 363 Jugendliche das Verfahren durchlaufen.

Weitere Informationen: www.zukunftszentrum.at

Kann die Schule

»entfesselt
« werden?

Artikel 14 der europäischen Menschenrechtscharta
Recht auf Bildung

(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie 
auf Zugang zur berufl ichen Ausbildung und Weiter-
bildung.
(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unent-
geltlich am Pfl ichtschulunterricht teilzunehmen.
(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten un-
ter Achtung der demokratischen Grundsätze sowie 
das Recht der Eltern, die Erziehung und den Un-
terricht ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen 
religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen 
Überzeugungen sicherzustellen, werden nach den 
einzelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche ihre 
Ausübung regeln.

Und hier die aktuelle österreichische Umsetzung der 
Menschenrechtscharta im Privatschulgesetz § 21:

Binnen weniger Wochen haben ca. 
20.000 Menschen die Bürgerinitia-
tive „Freie Schulwahl - JETZT!“ mit 
ihrer Unterschrift unterstützt. 
UNSERE FORDERUNG LAUTET:
Der Nationalrat wird ersucht, das Privatschulgesetz 
in der Weise zu novellieren, 
dass Schulen in freier Trägerschaft mit Öffentlich-
keitsrecht einen Rechtsanspruch auf Abdeckung 
ihrer Kosten haben in Höhe der durchschnittlichen 
Kosten anderer Schulen sowie
dass Schulen in freier Trägerschaft volle Autonomie 
für die Umsetzung ihrer jeweiligen pädagogischen 
Inhalte im Rahmen ihrer genehmigten Lehrpläne 
und Statuten genießen können.

BEGRÜNDUNG:
Der § 21 Privatschulgesetz in der aktuellen Fassung 
verhindert die Umsetzung des Artikels 14 (3) der 
europäischen Charta der Grundrechte - Recht auf 
Bildung: 
Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter 
Achtung der demokratischen Grundsätze sowie das 
Recht der Eltern, die Erziehung und den Unterricht 
ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen religiösen, 
weltanschaulichen und erzieherischen Überzeu-
gungen sicherzustellen.
Eltern mit niedrigem Einkommen wird die gesetzlich 
garantierte freie Schulwahl erschwert bzw. verun-
möglicht.

. . . . .

                Impressum: 
            Aktionsbündnis Freie Schulwahl - JETZT
        c/o Rudolf Steiner Landschule, Kirchengasse 22,
    A-2525 Schönau a.d. Triesting
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Worum geht es bei www.freieschulwahl.at?

Das geltende Privatschulgesetz wurde im Jahr 1962 
beschlossen, als es kaum Schulen in freier Träger-
schaft gab. Es ist absolut unzeitgemäß, eine Novel-
lierung zu seinem 50. Geburtstag ist überfällig!
Kernpunkte dieser Gesetzesnovelle müssen sein:
1. Gleiches Recht für alle! Schulen in freier Trägerschaft 
mit Öffentlichkeitsrecht sollen einen Rechtsanspruch 
auf Abdeckung ihrer Kosten in Höhe der durchschnitt-
lichen Kosten anderer Schulen haben.
2. Autonomie der Schulen bei der Umsetzung ihrer   
jeweiligen pädagogischen Inhalte im Rahmen ihrer 
genehmigten Lehrpläne/Statuten und bei der Aus-
wahl und der Ausbildung ihrer Lehrkräfte.

Schule ist Staatssache – wozu Privatschulen?
Österreichs Schulsystem ist reformbedürftig. Ohne Im-
pulse von außen sind bestehende Systeme – gerade 
so große und träge wie gesamtstaatliche Bildungssys-
teme – kaum reformierbar. Andere Wege, andere Kon-
zepte, Laborschulen, Schulversuche, das Aufzeigen von 
Alternativen – und auch angemessener Wettbewerb – 
können zur (dringend notwendigen) Fortentwicklung 
des Systems beitragen. Nicht umsonst ist schon man-
ches in die Regelschule eingefl ossen.
Nur durch echte Schulautonomie ist gewährleistet, 
dass LehrerInnen ihre pädagogische Kunst selbstver-
antwortlich und eigenständig im Dialog mit Kollegen, 
Eltern und SchülerInnen entfalten können.

Sollen nur LehrerInnen mit  staatlicher Ausbildung 
an Schulen unterrichten?
An Schulen in freier Trägerschaft unterrichten seit 
vielen Jahren erfolgreich PädagogInnen, die staatlich 
ausgebildet und/oder reformpädagogisch qualifi ziert 
sind. Ergänzend gibt es auch ExpertInnen aus Kunst, 
Wissenschaft und Wirtschaft, die Praxiswissen in den 
Unterricht einfl ießen lassen. Dieser Mix entspricht 

auch den Forderungen für das öffentliche Schulsys-
tem, den Lehrerberuf offener und durchlässiger zu 
gestalten. Berufsbegleitende Fortbildung, Mentoring, 
wöchentliche Konferenzen der Kollegien und Eltern-
feedback sind wesentliche Elemente der prozess- und 
output-orientierten Qualitätsentwicklung einer moder-
nen selbstverwalteten Schule. Außerdem unterrichten 
auch in öffentlichen Schulen LehrerInnen erfolgreich 
ohne Lehramt – siehe Berufsschulen, HTLs etc.

Wie kann die Qualität kontrolliert werden?
Privatschulen unterliegen der strengsten Qualitätskon-
trolle überhaupt – der der Eltern. Schulen, die keine 
Qualität haben, verschwinden automatisch wieder, 
weil sie niemand mehr wählt.

Wieso soll der Staat Reiche unterstützen, die ohne-
hin genug Geld haben?
Reformpädagogische Schulen sind keinesfalls nur für 
Reiche und stellen keine Elite dar. Sie wollen – und 
sollen – für alle zugänglich sein. Schule muss für alle 
Kinder kostenlos sein. Die aktuelle Regelung verun-
möglicht Eltern mit niedrigem Einkommen die gesetz-
lich garantierte freie Schulwahl. Unsere Schulen sind 
weder gewinnorientiert noch teurer als Staatsschulen.
Es ist extrem unfair, unsere Schulen durch geringe För-
derung zu hohem Schulgeld zu zwingen und uns dann 
als Eliteschule für Reiche abzustempeln.
 
In einer Zeit der Budgetkonsolidierung muss über-
all gespart werden. Wieso wollen Schulen in freier 
Trägerschaft mehr Geld?
1. Jedes Jahr erspart sich der Österreichische Staat 
durch die Privatschuleltern über 20 Millionen Euro. Es 
ist nicht einzusehen, dass Eltern für die Wahrnehmung 
ihres Schulwahlrechts doppelt zur Kasse gebeten wer-
den: Einerseits über Steuerleistungen für das staatli-
che Schulsystem UND durch hohe Schulgelder. Wir 
fordern nicht mehr Geld für unsere Schulen. Wir for-

dern, dass unsere Steuerleistungen für Bildung auch 
wieder an unsere Schulen zurückfl ießen.
2. 2011 wurde zum Jahr der Bildung erklärt. Unsere 
reformpädagogischen Schulen setzen bereits viele 
Forderungen von Bildungsexperten um. Das wird im-
mer wieder von Politik und Wissenschaft bestätigt. Wir 
leisten dabei maßgebliche Beiträge für ein zukunfts-
fähiges und effi zientes Bildungssystem in Österreich.

Privatschulen bekommen ohnehin Förderungen!
Nein. Nicht alle und wenn, dann nur ca. 20% der Kos-
ten. Und für diese Ermessensförderungen gibt es kaum
Kriterien, sie können jederzeit gekürzt oder gestrichen 
werden. Europaweit gesehen fördert Österreich Schu-
len in freier Trägerschaft sehr unterdurchschnittlich.

Kinder an freien Schulen lernen nichts!
Dieses Märchen wird immer wieder vorgebracht.
Unsere Schulen schneiden in allen Studien (PISA etc.) 
ähnlich wie staatliche Schulen ab. Sie sind weder bes-
ser noch schlechter, sondern haben andere Schwer-
punkte; im Vordergrund steht das individuelle Einge-
hen auf jedes einzelne Kind, wie es Bildungsexperten 
seit langem fordern. Unsere Schulen streben höchste 
Qualität an, durch Zertifi zierungen, Qualitätssicherung-
maßnahmen etc. Und nicht zu vergessen: Garanten für 
hohe Qualität sind die Eltern, die für die Entwicklung 
ihrer Kinder verantwortlich sind und sich die bestmög-
lich passende Schule für ihre Kinder wünschen.

Wieso wird gerade jetzt demonstriert?
Seit vielen Jahren wurde versprochen, die Förderun-
gen unserer Schulen kontinuierlich anzuheben, damit 
niemand aus fi nanziellen Gründen vom Besuch einer 
Schule ausgeschlossen wird. Stattdessen stehen nun 
weitere Kürzungen ins Haus. 
In den letzten 40 Jahren haben wir Eltern in Summe 
fast 500 Millionen Euro Schulgeld 
aufgebracht, daher sagen wir jetzt: ES REICHT!


